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MENSCHENRECHTE 
Die Menschenrechte gelten ausnahmslos für alle Menschen, unabhängig von
biologischen Eigenschaften und kulturellen Eigenheiten. Wir fordern, dass sie
vom Staat unabhängig von wirtschaftlichen oder ideologischen Interessen
international geachtet und gefördert werden.
Der Staat muss die Rechte jedes Menschen innerhalb seines Staatsgebietes
schützen. Das Geschlecht, die Weltanschauung, die politische Einstellung,
biologische Merkmale, die ethnische Zugehörigkeit oder die Kultur eines
Menschen dürfen vor dem Gesetz und im Gesetzestext selbst keinen
Unterschied machen. Die Menschenrechte gelten auch für Kinder und
Jugendliche und dürfen durch niemanden, nicht einmal auf ausdrücklichen
Wunsch der Erziehungsberechtigten, aufgehoben oder verletzt werden. Für uns
spielen die Kinderrechte eine besondere Rolle. Kinder haben nicht nur ein Recht
auf körperliche Unversehrtheit und gewaltfreie Erziehung, sondern unter
anderem auch auf Gesundheit, Bildung und Freizeit.

MEINUNGSFREIHEIT 
Die Meinungsfreiheit gilt unbedingt und überall, auch gegenüber Religionen und
Ideologien. Sie schützt vor willkürlichen Übergrien des Staates und deckt auch
Meinungen ab, durch die sich Menschen beleidigt fühlen können.
Auorderungen zur Ausübung jedweder Form von Gewalt sowie
Volksverhetzung sehen wir nicht von der Meinungsfreiheit gedeckt.
Die Meinungsfreiheit ist die Voraussetzung, um Ideen und Gedanken frei
auszutauschen, zu hinterfragen und zu widerlegen, damit sich unser Wissen und
unsere Kultur weiterentwickeln können. Wir setzen uns für die Meinungsfreiheit
als Fundament einer oenen Gesellschaft ein.
Die Meinungsfreiheit spielt zusammen mit der Glaubens- und
Versammlungsfreiheit, der Kunst- und der Pressefreiheit eine grundlegende
politische und gesellschaftliche Rolle. Sie garantiert das Recht, einen Glauben
oder Nichtglauben individuell und in Gemeinschaft zu kommunizieren und zu
praktizieren. Sie ermöglicht eine freie Presse, die unzensiert Informationen und
Meinungen veröentlichen kann. Sie erlaubt Kunst und Satire, sich frei von
Repressionen auszudrücken und ihre Werke zu verbreiten.
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DEMOKRATIE 
Die Würde des Menschen liegt in seiner Selbstbestimmung. Wir fordern deutlich
mehr Beteiligungs- und Einussmöglichkeiten, um auch abseits von Wahlen aktiv
die Politik in Deutschland und der EU mitzugestalten. Um eine faire und
demokratische Willensbildung zu gewährleisten, werden wir die Beteiligung von
Interessengruppen transparent und nachvollziehbar regeln. Parallel dazu
betonen wir die Grund- und Bürgerrechte, sowie die Gleichheit vor dem Gesetz,
und werden sie weiter ausbauen.
Entscheidungen müssen auf der niedrigsten Ebene unter Beteiligung derjenigen,
die dadurch betroen sind, getroen werden. Meinungsndungsprozesse nden
von unten nach oben und nicht umgekehrt statt. Aufgaben werden an die
nächsthöhere Ebene delegiert, wenn sie auf der aktuellen Ebene nicht gelöst
werden können oder dadurch Synergieeekte zu erwarten sind.
Dieses Subsidiaritätsprinzip werden wir, zusammen mit einer weiteren
Demokratisierung, auf allen Ebenen bis hin zur EU stärken.
Transparenz hinsichtlich der demokratischen Entscheidungsprozesse sowie der
Einkünfte von Abgeordneten und Parteien muss gewährleistet sein. Alle
Parteispenden müssen veröentlicht werden und sollten in der Höhe beschränkt
sein. Wir lehnen den sogenannten Fraktionszwang ab, da er die
verfassungsmäßigen Rechte der Abgeordneten in unzulässiger Weise
einschränkt und den demokratischen Prozess behindert.
Eine unabhängige und kritische Medienlandschaft ist als „vierte Gewalt“
essenziell für die demokratische Kontrolle der Politik und die politische Bildung
der Bürger. Der öentlich-rechtliche Rundfunk spielt dabei eine zentrale Rolle.
Wir wollen diesen stärken, modernisieren und auf seine Kernaufgaben
reduzieren. Deshalb sollen alle Bereiche des ÖR, die nicht unter Nachrichten und
Journalismus, Kultur und Bildung fallen, in private Gesellschaften ausgegliedert
werden. Die dadurch freiwerdenden Mittel wollen wir zum einen in eine Senkung
des Rundfunkbeitrages und Befreiung von Personen, die mit ihrem Einkommen
unterhalb der Armutsgrenze liegen, investieren. Zum anderen sollen dadurch die
Kernbereiche des ÖR gestärkt werden, sodass stets genügend Mittel, Journalisten
und Mitarbeiter bereitstehen, um qualitativ hochwertige und faktengenau
recherchierte Inhalte zu produzieren. Diese, von den Mitteln der Allgemeinheit
bezahlten Inhalte, müssen für jeden Bürger unbeschränkt und jederzeit online
abrufbar sein. Whistleblower, die auf Missstände hinweisen und dadurch
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Schaden von der Gesellschaft abwenden oder die Verfolgung von Straftaten
ermöglichen, müssen geschützt werden. Wir setzen uns für eine allgemeine
Altersreduzierung des aktiven Wahlrechts auf 16 Jahre auf allen politischen
Ebenen ein.

EUROPÄISCHE UNION 
Durch die Europäische Union ist die humanistische Idee des friedlichen
Zusammenlebens von Menschen unterschiedlicher Nationalität, Sprache, Kultur,
Weltanschauung und Religionsausübung Wirklichkeit geworden. Die vielfältigen
Lebensentwürfe und das Zusammenleben unterschiedlicher Ethnien werden
nicht mehr als Bedrohung, sondern vielmehr als Bereicherung wahrgenommen.
Das selbst- und mitbestimmende Individuum, die europäische Integration und
der Erhalt des Friedens stehen im Mittelpunkt. Dieser Weg war 70 Jahre lang
überaus erfolgreich und muss fortgesetzt werden.
Die Idee des liberalen Rechtsstaates, in dem die Menschen zusammen als freie
Personen und gleichberechtigte Bürger leben, eint die Bewohner Europas. Wir
wollen dieses Projekt weiterdenken und ein liberales, dezentrales und
subsidiäres Europa verwirklichen. Europäische Politik muss hauptsächlich durch
die Bewohner Europas, nicht durch die Regierungen der Nationalstaaten,
bestimmt werden. Deshalb wollen wir das EU-Parlament stärken.
Wir setzen uns für transparente und demokratische Strukturen, Austausch und
Zusammenarbeit und eine intensivere europäische Integration ein.
Nationalistischen Strömungen in Europa stellen wir uns entschieden entgegen.
Wir wollen mehr statt weniger Europa. Unser Ziel ist die Errichtung eines
föderalen europäischen Bundesstaates, so wie es seit jeher der Leitgedanke
hinter dem Projekt Europa war. In diesem Sinne sind wir europäische
Föderalisten.

SÄKULARISIERUNG
Wir sehen die Bundesrepublik Deutschland perspektivisch als einen laizistischen
Staat, der unbeeinusst von religiösen oder sonstigen Weltanschauungen oder
Ideologien für alle Bürger des Landes gleiche Rahmenbedingungen zu schaen
hat. Für uns bedeutet dies insbesondere, dass der Staat und mit öentlichen
Ausgaben betraute Institutionen gegenüber dem Bürger grundsätzlich religiös-
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weltanschaulich neutral auftreten und dass religiös-weltanschauliche
Überzeugungen einzelner Gruppen nicht länger für alle Bürger verbindlich
gemacht werden. Wir fordern daher die Streichung des Gottesbezugs und
anderer religiös begründeter Sonderrechte aus dem Grundgesetz, den
Landesverfassungen und sonstigen Gesetzen.
Wir treten dafür ein, religiöse Symbole aus staatlichen oder mit öentlichen
Ausgaben betrauten Einrichtungen zu entfernen und auf religiöses
Begleitprogramm bei staatlichen Gedenkfeiern zu verzichten. Die gesetzlichen
Feiertage sollen grundlegend neu geordnet werden. Alle Medienbetreiber und
Programmveranstalter sind von der Verpichtung zur Ausstrahlung religiöser
Verkündigungssendungen zu befreien. Bei der Besetzung von
beratenden/überwachenden Gremien wie Rundfunk- und Ethikräten ist der
Anteil der Vertreter religiöser oder weltanschaulicher Vereinigungen auf ein
angemessenes Maß zu reduzieren.
Der Staat soll keine nanziellen, vertraglichen oder institutionellen
Verpichtungen oder Verbindungen mit religiösen Gemeinschaften oder
sonstigen Weltanschauungsgemeinschaften haben. In diesem Sinne fordern wir,
die bestehenden Kirchenstaatsverträge zu kündigen und die staatlich
organisierte Kirchensteuer abzuschaen.
Wir treten dementsprechend für die ersatzlose Streichung aller steuerlichen
Vergünstigungen und Befreiungen religiöser und weltanschaulicher
Vereinigungen ein. Wir fordern die Einstellung aller auf historischen Rechtstiteln
beruhenden erheblichen Zahlungen wie der staatlichen Finanzierung der
Gehälter kirchlicher Würdenträger, der Bezahlung der Ausbildung von
Religionslehrern und Theologen und der Übernahme von Baulasten.
Im Gesundheitswesen, der Kinderbetreuung, der Schulbildung und der
Universitätsausbildung ist eine ächendeckende Grundversorgung mit religiös-
weltanschaulich neutralen Einrichtungen sicherzustellen.
Das Grundrecht auf Glaubensfreiheit ndet seine Grenzen da, wo die
Grundrechte anderer verletzt werden. Wir sind daher für die Abschaung
religiöser Privilegien, denen andere Grundrechte entgegenstehen. Dazu gehört
etwa das Sonderarbeitsrecht (sog. „Dritter Weg“) in Betrieben kirchlicher
Trägerschaft im Artikel 140 GG; dieses steht höherrangigen Verfassungszielen
wie der Gleichheit vor dem Gesetz gemäß Art. 3 (1) GG entgegen. Die
religiöse/rituelle Beschneidung Schutzbefohlener gemäß § 1631d BGB steht



Fakten, Freiheit, Fortschritt! | 6

gegen das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit gemäß Art. 2 (2) GG. Das in
§ 4a (2) Nr. 2 TierSchG geregelte Schächten steht gegen die Grundrechte im
Tierschutz gemäß Art. 20a GG. Der sog. Blasphemie-Paragraf im StGB § 166
widerspricht der im Art. 5 GG verbrieften Meinungsfreiheit. Das Tanzverbot an
den sogenannten Stillen Feiertagen in den Feiertagsgesetzen der Bundesländer
steht der Versammlungsfreiheit nach Art. 8 GG entgegen.

BILDUNG 
Als Humanisten streben wir eine aufgeklärte Gesellschaft an, in der Bildung und
Wissenschaft maßgeblich zu persönlicher und gemeinschaftlicher Identität
beitragen. Wir setzen uns für ein bundesweit einheitliches Bildungssystem, eine
tatsächlich inklusive Bildungslandschaft und die Möglichkeit zu lebenslangem
Lernen ein. Qualität der Ausbildung sowie Attraktivität von Lehr- und
Erziehungsberufen müssen erhöht werden. Lernende sollen zur kritischen
Reexion und zum wissenschaftlichen Arbeiten ermutigt werden, um sich frei
von dogmatischen Einüssen selbstbestimmt entwickeln zu können. Eine
gemeinsame ethisch-philosophische Bildung soll den bekenntnisorientierten
Religionsunterricht ersetzen. Wir wollen den Kultursektor sowie kulturelle
Bildung und Teilhabe aller Menschen stärken. Kunst als kreative Ausdrucksform
und ästhetische Erfahrung sowie kulturelle Vielfalt sehen wir als Teil einer
lebendigen Gesellschaft. Das kulturelle Erbe der Menschheit gilt es zu pegen
und zu erweitern. Erinnerungskultur ermöglicht die kritisch-rationale
Auseinandersetzung mit Vergangenheit. Kulturförderung sollte von der
regionalen bis hin zur europäischen Ebene nach dem Subsidiaritätsprinzip
erfolgen und darf nicht zu einer indirekten Zensur führen.
Sport bietet neben Freizeit- und Gesundheitsaspekten auch eine wesentliche
Chance für Integration und Inklusion in allen Lebensphasen. Wir fordern eine
bessere Finanzierung von Sportvereinen und -organisationen. Handlungsbedarf
sehen wir außerdem bei der Stärkung von Rand- und E-Sportarten, sowie der
Stellung von inter und trans Menschen.
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WISSENSCHAFT 
Die Wissenschaft muss, um ihrer gesellschaftlichen Aufgabe gerecht zu werden,
sowohl frei von staatlicher Instrumentalisierung als auch von übermäßigen
ökonomischen Zwängen sein. Insbesondere Grundlagenforschung, die zunächst
keinen kurzfristigen ökonomischen Nutzen verspricht, wird von uns intensiv
gefördert werden. Leitende Verantwortungsträger innerhalb staatlicher
Wissenschaftseinrichtungen müssen vor politischer Einussnahme besonders
geschützt werden. Der prekären Beschäftigungssituation des akademischen
Mittelbaus an Hochschulen soll durch strengere Mindestgrenzen für die Laufzeit
von befristeten Arbeitsverträgen und einer Förderung von Dauerstellen
begegnet werden. Wissenschaftliche Erkenntnisse sollen durch eine
allgemeinverständliche, sachliche Darstellung sowie durch kompetente
Diskussion in den Medien und in der Öentlichkeit möglichst breiten
Bevölkerungsschichten zugänglich gemacht werden. Wir fordern, dass
Forschungsergebnisse, die durch öentliche Institutionen nanziert wurden, für
die Öentlichkeit frei zugänglich sind. Wir halten in der Finanzierung der
Wissenschaft Transparenz für notwendig, um potenzielle Interessenkonikte und
Einussnahmen erkennen und vorbeugen zu können. Alle rechtlichen Hürden
des freien wissenschaftlichen Austausches werden wir so weit wie möglich unter
Wahrung der geistigen Eigentumsrechte der Urheber abbauen.

TECHNOLOGIE 
Die Gesellschaft des 21. Jahrhunderts ist insbesondere durch das vermehrte
Aufkommen einiger weniger Schlüsseltechnologien geprägt, die einerseits große
Chancen, andererseits auch potenzielle Risiken für den zivilisatorischen
Fortschritt und die Gesellschaft beherbergen. Die Förderung dieser Technologien
und die Schaung von rechtlichen Rahmenbedingungen betrachten wir daher als
zentrales Anliegen unserer Politik. Wir wollen auch Forschung durch
Unternehmen nanziell fördern, wenn die Ergebnisse patentfrei und kostenlos
der Gesellschaft zur Verfügung gestellt werden.
Probleme verursacht nicht die Wissenschaft an sich, sondern allenfalls ihre
Anwendung mit vereinzelt kritikwürdigen Absichten und Zielen. Deshalb halten
wir es für entscheidend, in jeder Phase des Innovationsprozesses neue
Technologien hinsichtlich möglicher Konsequenzen für Natur und Gesellschaft zu
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bewerten, um den ethisch gebotenen Grad an Nachhaltigkeit,
Generationengerechtigkeit und Umweltschutz zu gewährleisten. Die Probleme,
die eine zum Teil verantwortungslose Anwendung der Technik verursacht hat,
wollen wir wiederum mithilfe der Wissenschaft lösen. Die ethischen Fragen,
Risiken und Nutzen, die durch Schlüsseltechnologien wie Gentechnik und
Kernenergie aufgeworfen werden, müssen verantwortungsvoll, pragmatisch und
undogmatisch diskutiert werden.

RAUMFAHRT 
Die Raumfahrt ist ein entscheidender Faktor für die Zukunft der Menschheit.
Wesentliche Aspekte unserer Zivilisation wären ohne sie kaum noch denkbar.
Dazu zählen beispielsweise Navigation, Kommunikation, Wetter- und
Klimaforschung sowie Katastrophenhilfe und Ernteoptimierung. Weitere
Aspekte, wie Weltraumindustrie und Tourismus, werden in naher Zukunft an
Bedeutung gewinnen. Wir fordern daher, einen rechtssicheren Rahmen für
Unternehmen zu schaen, Richtlinien für eine nachhaltige Raumfahrt zu
entwickeln und die Förderung visionärer Projekte wie
Kolonisierungstechnologien und weltraumbasierter Produktion voranzutreiben.
Wir fordern außerdem, der Beseitigung von Weltraumschrott und der Abwehr
von Asteroiden eine größere Bedeutung beizumessen, um die Sicherheit unseres
Planeten zu gewährleisten. Als neugierige Entdecker sehen wir in der Raumfahrt
einen zentralen Baustein in der Entwicklung der Menschheit und Vorbild für
internationale Zusammenarbeit. Daher wollen wir vorangehen und ambitionierte
wissenschaftliche Projekte und internationale Zusammenarbeit verstärkt
fördern.

GESUNDHEIT & MEDIZIN 
Der medizinische und gesellschaftliche Fortschritt der letzten Jahrhunderte hat
unsere Gesundheit sowie Lebenserwartung enorm gesteigert und unsere
Gesellschaft nachhaltig geprägt. Diese Entwicklungen wurden durch
wissenschaftliche Evidenz und Aufklärung überhaupt erst ermöglicht. Neben
diesen medizinischen Errungenschaften betrachten wir auch eine sozial gerechte
Gesundheitsversorgung und körperliche Selbstbestimmung als Grundpfeiler
einer modernen Gesellschaft. Leider beschränken auch heute noch Esoterik und
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religiöse Wertvorstellungen die Freiheit, über den eigenen Körper zu entscheiden
sowie die Entwicklung und Anwendung von neuen Behandlungsmethoden.
Zudem leiden medizinische Versorgung und Forschung unter Entscheidungen,
die zu kurzfristig gedacht sind oder auf einer ungeeigneten Datengrundlage
basieren sowie ökonomischen Fehlanreizen und dem Festhalten an längst
überholten Strukturen. Wir setzen uns für eine moderne Gesundheitspolitik
basierend auf Wissenschaft und Evidenz ein. Forschungshemmnisse wollen wir
abbauen und medizinische Grundlagenforschung verstärkt fördern. Um auch
zukünftig eine leistungsfähige Gesundheitsversorgung in hoher Qualität für alle
gewährleisten zu können, müssen Prävention als Leitgedanke etabliert und die
Chancen der Digitalisierung genutzt werden. Ein solidarisches
Gesundheitssystem, welches fürsorglich mit Personal und Patient umgeht, bildet
dafür die Grundlage.

ARBEIT & SOZIALES 
Humanistische Sozialpolitik setzt auf Chancengleichheit, materielle und soziale
Teilhabe, Inklusion, Hilfe zur Selbsthilfe und den Schutz von Kindern und Familie.
Diese 5 Elemente sollen mit der schrittweisen Einführung eines
Grundeinkommens gestützt werden und dieses als Basis für eine würdevollere
und einfachere Sozialhilfe, weniger Armut und verteilter Fürsorgelasten dienen
und dem anwachsenden Vermögensgefälle entgegenwirken. Alle Bürger sollen
fair an der Finanzierung der Soziallasten beteiligt werden.
Kinder sind die Zukunft unserer Gesellschaft. Wir wollen die Rechte der Kinder in
den Gesetzen und vor Gericht stärken und die Eltern- und Partnerschaft in allen
Formen gleichberechtigt anerkennen. Die beruiche Chancengleichheit der
Eltern ist durch paritätische Fürsorge derselben und durch betriebliche und
staatliche Fürsorgeunterstützung zu gewährleisten.
Eine inklusive Gesellschaft erkennt und schätzt die Vielfalt der Menschen und
würdigt die individuellen Stärken, Eigenheiten und Perspektiven einer jeden
Person. Wir sehen unsere Aufgabe darin, jedem Menschen die Möglichkeit zu
geben, ein gleichberechtigtes, mitwirkendes und geachtetes Mitglied unserer
Gesellschaft zu sein. Wir setzen uns daher für eine konsequente Umsetzung der
Inklusion insbesondere in Bildungseinrichtungen, am Arbeitsplatz, beim Wohnen
und in der Freizeit ein.
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Humanistische Arbeitspolitik setzt auf faire Arbeitsbedingungen und individuelle
Verträge, gerechte Entlohnung, Mitarbeitermitwirkung und -beteiligung,
angemessene Alterssicherung, sowie die Vereinbarkeit von Beruf und Familie.
Die soziale Absicherung soll für Einzelselbständige, Kleinunternehmen und
Arbeitnehmer ähnlich erfolgen.

MIGRATION 
Deutschland ist ein Einwanderungsland. Wir sehen in dieser Einwanderung eine
Chance und treten deshalb für ein Einwanderungssystem ein. Anerkannte
Flüchtlinge, Asylbewerber und Einwanderer sollen in die Gesellschaft integriert
werden. Allen ausländischen Einwohnern und Einwanderern sollen
Selbstbestimmung und Chancengleichheit eingeräumt werden, um die Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen.
In den freiheitlichen und humanistischen Werten sehen wir die Verbindung
zwischen allen Kulturen. Nur wenn diese Werte sowohl von der einheimischen
Bevölkerung als auch von Zuwandernden akzeptiert und verinnerlicht werden,
wird ein dauerhaft friedliches Zusammenleben möglich sein. Wir setzen uns für
ein breites und kostenloses Angebot an Kursen für Sprache, Staats- und
Rechtskunde für Zuwanderer ein. Zudem muss die Anerkennung ausländischer
Abschlüsse erleichtert werden.
Bildung ist eines der besten Mittel zur Integration, deshalb sollten sowohl
Migranten als auch anerkannte Flüchtlinge denselben Zugang zu kostenfreier
Bildung erhalten wie deutsche Staatsbürger.

FLÜCHTLINGSHILFE 
Wir bekennen uns zu unserer humanitären Verpichtung der Einhaltung von
Menschenrechten und fordern eine menschenwürdige Asyl- und
Flüchtlingspolitik, die in enger Zusammenarbeit mit der Europäischen Union
stattnden soll. Die Regelungen der Dublin-III-Verordnung haben sich dabei als
unpraktikabel und unsolidarisch erwiesen und sind schnellstmöglich durch ein
funktionierendes, ezientes Verteilungs- und Zuständigkeitssystem zu ersetzen.
Flüchtlingshilfe muss zudem dort ansetzen, wo Flüchtlinge sind. Wir wollen
sowohl die größtmögliche Zahl von Hilfsbedürftigen als auch die ganz besonders
Hilfsbedürftigen möglichst eektiv unterstützen. Daher legen wir unseren Fokus
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auf umfangreiche, eziente und wirksame Hilfsmaßnahmen zugunsten von
Binnenüchtlingen, die lediglich innerhalb ihres Heimatlandes oder bis in
nahegelegene Nachbarländer iehen können. Das Budget des UN-
Flüchtlingshilfswerkes (UNHCR) muss dazu erheblich aufgestockt und seine
Arbeitsfähigkeit erhöht werden. Außerdem bedarf es weiterer internationaler
Anstrengungen, um die Lebensumstände und Zukunftsperspektiven der Kriegs-,
Armuts- und Klimaüchtlinge in den Aufnahmeländern zu verbessern.
In Deutschland und der EU-Zuucht suchende Menschen haben dramatische
Umstände hinter sich. Sie brauchen Hilfe, um sich möglichst schnell in ihrer
neuen Umgebung zurechtzunden. Einheitliche und gesellschaftsfähige
Standards für die Betreuung und Unterbringung von Asylbewerbern und
Flüchtlingen sollen eine Selbstverständlichkeit sein. Ferner fordern wir schnelle
und unbürokratische Asylverfahren unter Einhaltung von rechtsstaatlichen
Standards und hoher Qualität. Um das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(BAMF) dabei zu entlasten, befürworten wir automatisierte computergestützte
Vorprüfungen von Asylanträgen für die größten Gruppen von Standardfällen.

WIRTSCHAFT 
Die Soziale Marktwirtschaft ist die einzige Wirtschaftsordnung, die mit
humanistischen Werten wie individueller Freiheit, fairem Interessenausgleich
und Hilfe zur Selbsthilfe vereinbar ist. Unser Ziel ist eine Marktwirtschaft, die
sowohl von staatlicher Willkür als auch von monopolisierter Wirtschaftsmacht
frei ist und sich am Wohle aller ausrichtet.
Eine vitale und dynamische Wirtschaft ist Voraussetzung für soziale Wohlfahrt.
Daraus resultiert unser Eintreten für den Wettbewerb, für Existenzgründungen
und das Verhindern von Monopol- und Kartellbildung. Der Wirtschaft sollen faire
Rahmenbedingungen ohne unnötige Belastungen eingeräumt werden.
Digitalisierung, Automatisierung und Innovationen steigern die Ezienz der
Wirtschaft und haben großen Einuss auf unser Alltags- und Arbeitsleben. Die
Entwicklung in der Forschung zur künstlichen Intelligenz und zum autonomen
Fahren lassen weitere gravierende Änderungen erahnen. Deutschlands
Wohlstand basiert auf einem starken Mittelstand und der
Maschinenbaubranche. Auch sie unterliegen einem starken Wandel und
konkurrieren weltweit um ihre Position. Wir wollen Deutschland nicht nur auf die
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zunehmenden Veränderungen vorbereiten, sondern diese mutig vorantreiben
und positiv beeinussen.
Ein oener Austausch von Waren und Technologie hat sich in Europa und vielen
Teilen der Welt als Garant für Frieden und Wohlstand bewährt. Die
fortschreitende Globalisierung stellt uns aber auch vor neue Herausforderungen.
Unternehmen sind in ihrer Politik weiter als Nationalstaaten und agieren schon
länger international. Das führt unter anderem dazu, dass sich für sie
Möglichkeiten ergeben, Steuern zu vermeiden oder nationale Richtlinien, wie
Mindeststandards oder Arbeitsschutzrechte, zu umgehen. Die Antwort darauf
kann aber kein Zurück zum Nationalstaat sein, sondern nur ein Mehr an
internationaler Kooperation. Wir setzen uns für internationale Verträge ein, die
nicht nur freien Warenaustausch, sondern auch ein faires Steuer- und
Arbeitsrecht im Blick haben.

UNTERNEHMERTUM 
Gründer und Unternehmer, Start-ups und mittelständische Unternehmen haben
eine wichtige Rolle in einer erfolgreichen Gesellschaft. Sie beleben die Wirtschaft
mit neuen Ideen und Produkten, ordern etablierte Strukturen und Konzerne
heraus, schaen neue Märkte und Arbeitsplätze. Mit Intelligenz, Kreativität,
Ehrgeiz und Mut tragen sie zum Wohlstand der Gesellschaft bei.
Wir wollen innovatives Unternehmertum unterstützen. Das erreichen wir durch
nanzielle Förderung, Erleichterung von Investitionen, Reduzierung von
Bürokratie und soziale Absicherung durch das universelle Grundeinkommen.
Zudem wollen wir umfangreich in Bildung und Forschung investieren sowie die
notwendige Infrastruktur bereitstellen.
Ein regulierender Staat ist essenziell, um faire Bedingungen für Unternehmer,
Arbeitnehmer und Verbraucher zu schaen. Jedoch sollten Marktregulierungen
nicht zu Markteintrittsbarrieren für Start-ups und somit zu Schutzmauern für
Konzerne werden.
Wir wollen die Beteiligung von Arbeitnehmern an Unternehmen erleichtern und
fördern sowie Unternehmer ermutigen, ihren Arbeitnehmern diese Möglichkeit
anzubieten. Dadurch werden Arbeitnehmer zu Mit-Unternehmern, erhalten
Mitspracherecht und eine faire Beteiligung am gemeinsamen Erfolg.
Deutschland soll das Land der Innovationen und Technologien, das Land der
Pioniere und der Ernder, das Land des Wissens und des Fortschritts sein.
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STAATSFINANZEN 
Wir fordern, dass öentliche Haushalte ihre Finanzen stringent und ezient
verwalten. Durch engere Zusammenarbeit, gemeinsame Investitionen und
Standardisierung werden Synergieeekte erzielt, die Kosten senken.
Wir wollen insbesondere Subventionen prüfen und kontinuierlich abbauen. Sie
sollen überwiegend zur gezielten, zeitlich begrenzten Förderung eingesetzt
werden, um nicht dauerhafte Abhängigkeiten, Preisverzerrungen und
Verschwendung zu verursachen. Der Staat muss Unternehmensbeteiligungen
reduzieren, darf damit jedoch keine privaten Monopolstellungen fördern.
Staatliche Infrastruktur dar nicht mit der Absicht veräußert werden, die
Staatsnanzen aufzubessern oder vermeintlich ezienteres Management zu
ermöglichen.
Diese Maßnahmen führen zu einer kontinuierlichen Reduzierung der Schulden
auf allen Ebenen und schaen Raum für Steuersenkungen und
zukunftsorientierte Investitionen.

STEUERN 
Wir setzen uns für eine Vereinfachung des Steuersystems durch kontinuierlichen
Abbau von Ausnahme- und Sonderregelungen ein. Das erhöht Transparenz und
Gerechtigkeit. Einen besonderen Fokus legen wir auf die Verhinderung von
Steuerucht und die konsequente Bekämpfung von Steuerhinterziehung.
Eine der größten Herausforderungen für den Zusammenhalt und die soziale
Gerechtigkeit in unserem Land ist die deutlich in Schieage geratene
Vermögensverteilung. Sie verschärft die bereits stark eingeschränkte soziale
Mobilität noch weiter, führt zu überproportionalen Einussmöglichkeiten von
Spitzenverdienern und treibt eine politische Polarisierung der Gesellschaft voran.
Problematisch ist auch der geringe statistische Kenntnisstand über den genauen
Umfang des Spitzenvermögens.
Wir fordern deshalb die Einführung einer weiteren Tarifzone der
Einkommenssteuer mit einem Spitzensteuersatz von 50 % ab einem
Jahresbruttoeinkommen von einer Million Euro. Alle Einkünfte, auch die aus
Kapitalvermögen, sollen über die progressive Einkommenssteuer versteuert
werden. Schenkungen und Erbschaften von wirtschaftlich genutztem Vermögen,
insbesondere Unternehmensbeteiligungen und vermieteten Immobilien, allen
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ebenfalls unter diese Regelung. Deren Versteuerung kann aber auf bis zu zehn
Jahre verteilt und bei Härtefällen gestundet werden.
Unser Ziel ist eine soziale und faire Gesellschaft, in der Leistung und
unternehmerische Initiative belohnt werden und in der jeder Mensch die
Möglichkeit zum Aufstieg hat. Wir werden deshalb viel diskutierte Maßnahmen
wie eine Vermögensteuer, eine Finanztransaktionssteuer sowie andere
Instrumente sorgfältig auf ihre Wirksamkeit und Konsequenzen hin überprüfen.
Dabei zielen wir auf Spitzenvermögen und nicht auf die obere Mittelschicht oder
mittelständische Unternehmen ab.
Wir sind für die Abschaung des Solidaritätszuschlags und wollen diverse
Konsumsteuern, wie die Kaeesteuer oder die Schaumweinsteuer, auf den
Prüfstand stellen. Wir wollen weniger Ausnahmeregelungen beim ermäßigten
Mehrwertsteuersatz, dafür eine Ausweitung auf weitere Bereiche der
Grundversorgungen, z. B. notwendige Hygieneartikel.

KLIMA, UMWELT, LANDWIRTSCHAFT UND
TIERSCHUTZ 
Die Menschheit bildet zusammen mit anderen Lebewesen ein komplexes
ökologisches Netzwerk. Das Wohlergehen unserer Umwelt betrit daher auch
uns selbst. Dies wird bei der Erfüllung unserer zivilisatorischen Bedürfnisse
allerdings häug vernachlässigt – die Folgen sind Biotopverlust,
Umweltverschmutzung, Artensterben und Klimawandel.
Die Reduzierung der Ursachen und Folgen des menschengemachten
Klimawandels sollte daher die höchste Priorität in der Politik haben.
Umweltverschmutzung, die Zerstörung von Lebensräumen und der Ausstoß von
Treibhausgasen müssen konsequent und eektiv eingedämmt werden. Dies wird
aktuell durch ideologische und unwissenschaftliche Herangehensweisen
behindert und die Verantwortung einseitig auf Konsumenten und Bürger
geschoben.
Wir wollen Umwelt- und Klimaschutz mit unseren gesellschaftlichen
Bedürfnissen versöhnen durch eine Politik, die sich an Nachhaltigkeit,
Stokreisläufen sowie wissenschaftlichen Erkenntnissen orientiert und die
technischen Innovationen unserer Zeit nutzt, vor allem in den Bereichen
Energieversorgung, Rohstogewinnung und Landwirtschaft. Forschung und
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Entwicklung müssen gefördert und Rahmenbedingungen so gestaltet werden,
dass neue sowie bereits verfügbare Technologien evidenzbasiert bewertet,
reguliert und eingesetzt werden können. Bildung und Aufklärung sollen das
gesellschaftliche Bewusstsein für Umwelt-, Tier- und Klimaschutz sicherstellen.
Wir wollen alle zur Verfügung stehenden Mittel nutzen, um Menschheit, Natur
und unseren gemeinsamen Lebensraum zu schützen.

INTERNET 
Das Internet ist eine für alle Wirtschaftszweige relevante Ressource, die
essenziell für Innovation, Wachstum und internationale Wettbewerbsfähigkeit ist.
Dafür brauchen wir eine einfache, praxisnahe und sichere Rechtslage für
Kommunikation, Online-Handel und Datenschutz. Wir sind für die gesetzliche
Verankerung der Netzneutralität.
In einer immer stärker digitalisierten und vernetzten Welt müssen alle Bürger
und Unternehmen jederzeit und ächendeckend schnellen und stabilen Zugang
zum Internet haben. Dort, wo der Ausbau der dazu notwendigen Infrastruktur
nicht hinreichend oder in angemessener Zeit erfolgt, muss der Staat die
entsprechenden Investitionen durch Regulierung oder Anreize fördern oder
selbst vornehmen.
Wir sehen im Internet auch ein Werkzeug der Demokratie und wollen es vor
Manipulation und Machtmissbrauch schützen. Wir wollen eine Kultur der
Freiheit, Oenheit, Dezentralität und Kooperation fördern. Staatliche Zensur wird
nicht toleriert.

PRIVATSPHÄRE 
Das Menschenrecht auf die Privatsphäre kann nur geschützt werden, wenn beim
Datenschutz grundsätzlich informationelle Selbstbestimmung gewährleistet
wird. Dies gilt auch gegenüber Interessen von Staaten, Geheimdiensten oder
Unternehmen und darf nicht durch Gesetze, Verordnungen oder Verträge
aufgeweicht werden.
Es gilt das Prinzip der Datenvermeidung und der Datensparsamkeit, da nur
Daten missbraucht werden können, die erhoben werden. Wir wollen einen
hohen Datenschutzstandard, der kontinuierlich den Erfordernissen angepasst
und konsequent angewendet wird.
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Dabei darf Datenschutz auf keinen Fall Selbstzweck werden oder gar als
Vorwand für eine eigentlich technikfeindliche Haltung dienen. Er muss zeitgemäß
den technischen und gesellschaftlichen Entwicklungen Rechnung tragen und
transparent, verständlich und praktikabel sein.

GEISTIGES EIGENTUM 
Die Urheber- und Patentrechte sollen hauptsächlich dem Zweck dienen, die
Leistung, Investition und Risikobereitschaft des Inhabers zu kompensieren und
zu belohnen. Wir wollen das Patentrecht so reformieren, dass sie nicht
übermäßig Fortschritt, Innovation und Wettbewerb behindern oder
Privatpersonen für harmlose Aktivitäten belasten.
Die Nutzungsrechte müssen zeitlich in angemessenem Umfang reduziert
werden. Dagegen gelten Urheberrechte ein Leben lang, sollen jedoch 10 anstatt
70 Jahre nach dem Tode verfallen. Liegen die Nutzungsrechte beim Staat,
fordern wir, dass die Bürger unentgeltlich davon protieren können.
Wir setzen uns dafür ein, protorientierte Abmahnungen gegen Personen, die
urheberrechtlich geschütztes Material privat nutzen, einzudämmen. Besonders
die Nutzer von Internet-Dienstleistungen benötigen Transparenz und
Rechtssicherheit.

JUSTIZ 
Wir wollen die Unabhängigkeit und Stärke des Bundesverfassungsgerichts als
höchste Kontrollinstanz der Verfassung garantieren, die nicht durch
parteipolitische Interessen unterwandert werden darf.
Um die Anzahl, Komplexität und Aktualität der Gesetze im Gri zu haben,
fordern wir die Anwendung von Auslaufklauseln. Vor allem bei normativen
Regelungen und Gesetzen, die Freiheit für Sicherheit eintauschen, sind diese
notwendig. Ältere Gesetze müssen von einem Ausschuss auf Sinnhaftigkeit,
Aktualität und Praktikabilität geprüft werden. Dieser gibt entsprechende
Empfehlungen an das Parlament weiter. Damit sorgen wir für eine
kontinuierliche Selbstreinigung der Gesetze und Verordnungen.
Gesetzgebung und Rechtsprechung sollen Gerechtigkeit schaen und Menschen
ermöglichen, ihre Rechte einzuklagen oder sich zu verteidigen. Wir setzen uns
gegen eine Anwalts- und Abmahn-Industrie ein, die Gesetze missbraucht, um
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sich an Kleinunternehmern und Privatpersonen zu bereichern. Wir sind für
Möglichkeiten, mit denen sich Menschen gegen ungerechtfertigte Abmahnungen
und Klagen angemessen wehren können.

INNERE SICHERHEIT 
Wir wollen die Sicherheit der Bevölkerung gewährleisten, ohne deren Freiheit
unnötig zu beschränken. Im Zweifel entscheiden wir uns für die Freiheit. Wir
unterstützen den föderalen Aufbau der Polizei, legen jedoch Wert auf
bundeseinheitliche Mindeststandards. Zudem muss die bundes- und auch
europaweite Zusammenarbeit stark ausgebaut werden. Dies begründet sich in
der zunehmenden Mobilität und Internationalität krimineller Akteure. Die Polizei
muss einer eindeutigen Kennzeichnungspicht unterliegen. Bei der Ausbildung
muss der Schwerpunkt auf einem aktiven und sensiblen Entscheidungsträger,
der verantwortungsbewusst und deeskalierend arbeitet, liegen. Um beim
Verdacht auf unrechtmäßig getroene oder durchgesetzte Maßnahmen
sachgerecht und neutral zu ermitteln, ist eine unabhängige Dienststelle
notwendig. Extremistischen oder staatsfeindlichen Tendenzen innerhalb der
Reihen der Gesetzeshüter muss entschieden entgegengetreten werden.
Damit der ebenfalls föderalistisch angelegte Verfassungsschutz seinen Aufgaben
gerecht werden kann, muss für eine bessere Kontrolle durch die
parlamentarische Aufsicht gesorgt werden. Die Organisation, Kompetenzen und
Befugnisse der deutschen Nachrichtendienste müssen so ausgestaltet werden,
dass sie den Erfordernissen der gesetzlichen Aufgabenerfüllung, insbesondere
der Terrorbekämpfung, Spionageabwehr und Bekämpfung
verfassungsfeindlicher Bestrebungen, gerecht werden. Gleichzeitig soll dabei ein
größtmöglicher Datenschutz gewährleistet und unsachgemäße Sammlung
persönlicher Daten verhindert werden.

AUSSENPOLITIK UND VERTEIDIGUNG
Humanistische Außenpolitik setzt sich für eine friedliche und diplomatische
Lösung der Konikte zwischen Nationen ein. Gewaltfreie Optionen stehen dabei
stets im Vordergrund. Doch nicht alle Staaten und Akteure teilen diese Werte
oder sind bereit, sie zu respektieren. Deshalb setzen wir uns entschieden für die
Verteidigung unserer Überzeugungen, Europas, unserer Verbündeten und der
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internationalen Ordnung ein – notfalls auch mit militärischen Mitteln. In diesem
Sinne verstehen wir uns als wehrhafte Pazisten. Das internationale Engagement
Deutschlands bei der Bekämpfung von Armut und Hunger sowie der Schutz der
Menschenrechte haben dabei oberste Priorität. Streitkräfte sollen, ergänzend zu
Heimatschutzaufgaben, nur als Ultima Ratio mit dem Auftrag der
Friedenssicherung eingesetzt werden.
Die Bedrohung grundlegender Menschenrechte – vor allem durch
nationalistische und autokratische Tendenzen, religiöse Konikte, unzureichende
Grundversorgung, sich verschlechternde Umweltbedingungen oder korrupte
Verhältnisse – sind nur einige Beispiele für Gefahren, denen Mensch und Staat
immer wieder ausgesetzt sind. Nationalismus indes behindert nicht nur
internationale Entwicklungsziele, sondern nährt aufgrund der inhärenten
Selbsterhöhung internationale Konikte und fördert antidemokratische
Strömungen, gegen die die Demokratie sich unablässig, insbesondere und
zusätzlich im Angesicht aufstrebender Autokratien, behaupten muss.
Wir sehen internationale und transnationale Organisationen als ein
grundlegendes Mittel, solche Missstände zu beheben. Durch Reformen wollen
wir diese von bürokratischen Hürden und der oft vorhandenen
Handlungsunfähigkeit befreien, sodass demokratische Entscheidungen zum
Wohle aller ezienter umgesetzt werden können. Es ist als demokratischer Staat
unerlässlich, dass sich Deutschland international engagiert, um die universellen
Menschenrechte zu verteidigen, globale Kooperation und Frieden sowie den
Aufbau und Erhalt von demokratischen Strukturen weltweit zu fördern.

VERKEHR UND INFRASTRUKTUR 
Wir setzen uns im Zuge der Umwelt und gesundheitlichen Entlastung von
Ballungsräumen für eine Förderung nachhaltiger Antriebsmethoden im
Automobilbereich ein. Diese Förderung soll weniger durch direkte
Endproduktsubventionen erfolgen, sondern vielmehr durch die Schaung
steuerlicher Rahmenbedingungen für Geschäftsfahrzeuge und
Infrastruktursysteme wie einheitliche Standards für elektrische Ladestationen.
Auch andere Alternativantriebe, wie Wasserstoverbrennung sind in diese
Überlegungen eingeschlossen.
Im Rahmen von Umweltzonen sollen möglichst exible Lösungen für
verschiedene Fahrzeugtypen geschaen werden, um die innerstädtische
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Mobilität einzelner Bürger nanziell nicht über Gebühr zu belasten. Zwecks
Instandhaltung und Restauration von Verkehrswegen sollen die Einnahmen aus
der Mineralölsteuer in Zukunft zweckgebundener eingesetzt werden als bislang
der Fall.
Wir lehnen die Privatisierung von Infrastruktur ab, wenn dadurch monopolartige
Verhältnisse geschaen werden bzw. der freie Wettbewerb unter mehreren
Marktteilnehmern nicht möglich ist und somit Kunden keine realistische
Auswahlmöglichkeit haben. Dazu zählen wir insbesondere Straßen-, Schienen-,
Strom-, Wasser- und Gasnetze sowie Einrichtungen mit regionalen Monopolen
wie Schulen und Krankenhäuser. Der Staat darf private Unternehmen zur
Erfüllung dieser Aufgaben beauftragen oder selbst solche Unternehmen
betreiben. Öentlich-Private-Partnerschaften für oben genannte Infrastruktur
lehnen wir hingegen ab.


